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Technisches Vorwort

In der Schweiz werden die Entscheide der kantonalen Gerichte und politischen
Organe erst in jüngster Zeit systematisch in Entscheidungssammlungen bzw. on-
line publiziert. Für den Zeitraum von 1848 bis 2000 existieren in der Regel keine
systematischen Sammlungen, sondern die Entscheide müssen direkt in den kan-
tonalen Staatsarchiven bzw. in Entscheidungssammlungen nachgelesen werden,
wobei Letztere in aller Regel nur einen begrenzten Zeitraum abdecken und nur
die wichtigsten Entscheidungen des jeweiligen Gerichts bzw. der jeweiligen poli-
tischen Instanz enthalten. Zentrale Entscheidungen kantonaler Instanzen können
daneben in Fachzeitschriften wie dem „Schweizerischen Zentralblatt für Staats-
und Verwaltungsrecht“ (ZBl.) nachgelesen werden. Leitentscheide des Verwal-
tungsgerichts des Kantons Bern etwa werden seit Anfang 2013 in der elektroni-
schen Entscheidsammlung sowie in der autorisierten Sammlung „Bernische Ver-
waltungsrechtsprechung“ (BVR) publiziert. Älteres Material ist über das Staats-
archiv Bern zugänglich. Ältere Entscheide der gerichtlichen Instanzen des
Kantons Luzern können ebenfalls nur vor Ort im Staatsarchiv Luzern eingesehen
werden. Entsprechendes gilt für Entscheide des Verfassungsgerichts Nidwalden,
die im Staatsarchiv des Kantons Nidwalden in Stans eingesehen werden können.

Entscheide des Schweizerischen Bundesgerichts sind seit 1875 über die Ent-
scheidungssammlung des Schweizerischen Bundesgerichts (BGE) öffentlich zu-
gänglich. Frühere Entscheide können im Archiv des Bundesgerichts in Lausanne
eingesehen werden. Entscheide des Bundesrates können im Schweizerischen
Bundesblatt (BBl) nachgelesen werden. Daneben existieren insbesondere für die
Zeit von 1848 bis 1874 Sammlungen mit Leitentscheiden der schweizerischen
Bundesbehörden, etwa Ullmer, Die staatsrechtliche Praxis der schweizerischen
Bundesbehörden aus den Jahren 1848–1860, Bd. 1 sowie Ullmer, Die staatsrecht-
liche Praxis der schweizerischen Bundesbehörden aus den Jahren 1848–1863,
Bd. 2.
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Einführung

I. Gegenstand und Ziel der Untersuchung

„Ein zweifach gestufter Föderalismus – in Gestalt des deutschen Bundesstaates
und des europäischen Staatenverbundes – wird auf absehbare Zeit die prägende
verfassungsrechtliche Grundstruktur bleiben, innerhalb derer öffentliche Gewalt
in Deutschland und Europa legitimiert, organisiert und begrenzt werden muss“.1

Diese Aussage von Markus Möstl im Rahmen eines Vortrags aus dem Jahr 2011
unterstreicht, welche Erwartungen und Hoffnungen mit dem Ordnungsprinzip
des Föderalismus nicht nur in Bezug auf Deutschland, sondern gerade auch im
Hinblick auf die Europäische Union (EU) verbunden werden. Der Begriff des
Föderalismus2 steht für den Zusammenschluss kleinerer territorial und politisch
gestalteter Einheiten zu einem größeren selbständigen Gebilde unter Erhaltung
der Autonomie der mitwirkenden Kleineinheiten3 und stellt in staatstheoreti-
scher Hinsicht das Gegenstück zum Unitarismus dar,4 welcher sich durch eine or-
ganisierte, geschlossene und monolithische Staatlichkeit auszeichnet.5 Föderale
Ordnungen sind daher als mehrstufige politische Systeme zu verstehen, in denen
neben die politische Einheit der Glieder eine politische Gesamtexistenz tritt.6 Fö-
deralismus kann deshalb nicht nur in genuin staatlichen Strukturen auftreten,

1 Möstl, Bundesstaat und Staatenverbund, S. 11.
2 In den USA hingegen wurde das Adjektiv „federalist“ ursprünglich im Sinne einer Stär-

kung der Zentralregierung gebraucht, ein Verständnis, das sich im anglo-amerikanischen
Sprachgebrauch bis heute gehalten hat, vgl. Mayer, Kompetenzüberschreitung und Letztent-
scheidung, S. 17 f.; zur entsprechenden Verwendung des Adjektivs „federal“ im heutigen
Sprachgebrauch s. exemplarisch Greer, European Lawyer 46 (2005), 70, 70; Fabbrini, EuConst 7
(2011), 392, 393 ff.; für eine klare Unterscheidung zwischen „federalist“ und „federal“ s. bei-
spielsweise Kingreen, A Federalist New Deal for a more perfect European Union, Social Science
Research Network Februar 2016, abrufbar unter http://ssrn.com/abstract=2731732 (zuletzt ab-
gerufen am 04.11.2017); ähnlich auch Kingreen, AöR 141(2016), 485, 511 ff.

3 Šarčević, Das Bundesstaatsprinzip, S. 14; Pernthaler, Allgemeine Staatslehre und Verfas-
sungslehre, S. 410; Zippelius, Die Modernität des Föderalismus, in: Duso/Krawietz/Wyduckel
(Hrsg.) Konsens und Konsoziation in der politischen Theorie des frühen Föderalismus, S. 295,
296; Schmalenbach, Föderalismus und Unitarismus in der Bundesrepublik Deutschland, S. 5 f.;
Young, New York University Law Review 77 (2004), 1612, 1641 f., der ebenfalls von einer
„broader definition of federalism“ ausgeht; vgl. auch Isensee, HdStR VI, § 126 Rn. 4, der von der
„Idee des Bundes von Staaten, die zur Handlungseinheit finden, ohne ihre Eigenständigkeit
preiszugeben“ spricht und damit bereits auf abstrakter Ebene einen Bezug zum Staat herstellt.

4 Anschütz, VVDStRL 1 (1924), 11, 11 f.; Isensee, HdStR VI, § 126 Rn. 4; zum Föderalismus
als politischem Prinzip s. Saladin, ZSR 1984 II, 431, 441 ff.

5 Isensee, HdStR VI, § 126 Rn. 4.
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sondern ist als politische und rechtstheoretische Idee in der Lage, sich den jewei-
ligen Gegebenheiten anzupassen, so dass vom Vorliegen eines föderalen Systems
auszugehen ist, wenn zwei Voraussetzungen erfüllt sind: das Streben nach Einheit
einerseits und die Wahrung der Autonomie und der legitimen Interessen der be-
teiligten Einheiten andererseits.7

In der deutschen Staatsrechtslehre wird der Föderalismus als wirksames Mit-
tel zur Ordnung und Balancierung von Staatsgewalt angesehen.8 Gleichzeitig gilt
er als Instrument, um eine „Einheit in Vielfalt“ zu ermöglichen, mithin die kul-
turellen, geschichtlichen und gesellschaftlichen Besonderheiten der einzelnen
Glieder zu wahren.9 Indes fällt es offenbar nach wie vor schwer, mit Möstl im
Zusammenhang mit der EU von „Föderalismus“ zu sprechen, da dieser Begriff
gerade in Deutschland zuerst mit dem deutschen Bundesstaat in Verbindung
gebracht wird und die EU selbst kein Bundesstaat ist. Dies darf jedoch nicht dar-
über hinweg täuschen, dass sich an ihr sowohl in institutioneller als auch in
funktioneller Hinsicht sämtliche Merkmale eines föderalen Systems nachweisen
lassen.10

In der vorliegenden Untersuchung geht es um die Frage, auf welche Weise
Grundrechtsföderalismus in der EU gewährleistet werden kann. Zu diesem
Zweck soll analysiert werden, ob und inwiefern Erfahrungen aus den Referenz-
rechtsordnungen Deutschlands und der Schweiz sowie ihrer jeweiligen histori-
schen Vorläufer die Entwicklung des Grundrechtsschutzes in der EU befruchten
und zur Herstellung eines sinnvollen Ausgleich zwischen Grundrechtsverein-
heitlichung und Grundrechtsvielfalt in der Union beitragen können, während
ausdrücklich nicht angestrebt wird, darüber hinaus konkrete Verbesserungsvor-
schläge für den deutschen und den schweizerischen Grundrechtsschutz heraus-
zuarbeiten.

Anders als bei den dem Menschen kraft seiner Geburt zukommenden, vor-
staatlichen Menschenrechten handelt es sich bei den Grundrechten um positi-
vierte, in der Verfassung niedergelegte Rechte des Einzelnen.11 Sie sind konstitu-
tiver Bestandteil und zentrales Leitbild für die Ausübung von Herrschaftsgewalt
in modernen Rechtsordnungen.12 Dies gilt zunächst für den demokratischen Ver-

6 Grzeszick, in: MD, GG, Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 18; Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Net-
tesheim, Das Recht der Europäischen Union, Art. 1 EUV, Rn. 62.

7 Pescatore, Preface, in: Sandalow/Stein (Hrsg.), Courts and Free Markets, Bd. 1, S. IX, IX f.;
Weiler, Federalism Without Constitutionalism, in: Nicolaidis/Howse (Hrsg.), The Federal Vi-
sion, S. 54, 54.

8 Vgl. Lerche, VVDStRL 21 (1964), 66, 78 f.; Badura, FS Lerche, S. 369, 372; Stern, Födera-
tive Besinnungen, FS Hans Huber, S. 319, 323 ff.

9 Vgl. Badura, FS Lerche, S. 369, 372; Bauer, in: Dreier, GG, Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 24 für
den Bundesstaat.

10 Kadelbach, VVDStRL 66 (2007), 7, 10 ff. m.w.N.; Fabbrini, The European Multilevel
System of Fundamental Rights Protection, S. 18; ähnlich auch Giegerich, Europäische Verfas-
sung und deutsche Verfassung im transnationalen Konstitutionalisierungsprozeß, S. 823 f.

11 Stern, HdStR IX, § 184 Rn. 40; Manssen, Staatsrecht II, § 2 Rn. 18.
12 Stern, HdStR IX, § 184 Rn. 43 f.
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fassungsstaat, aber auch für die EU als Rechts- und Wertegemeinschaft, was in
Art. 6 Abs. 1 und 3 EUV und der mit dem Vertrag von Lissabon in Kraft getrete-
nen Europäischen Grundrechte-Charta (GRC) nunmehr deutlich zum Ausdruck
kommt. In föderal aufgebauten Systemen kann sowohl die Ebene des Gesamtsys-
tems als auch die Ebene der Teilsysteme über eigene Grundrechtskataloge verfü-
gen. So wird im System des deutschen Bundesstaates Grundrechtsschutz durch
die Grundrechte des Grundgesetzes gewährleistet, doch darüber hinaus halten
auch alle 16 Landesverfassungen eigene, mehr oder weniger umfangreiche Grund-
rechtsgewährleistungen bereit. Über die Einhaltung der Grundrechte des Grund-
gesetzes wacht das Bundesverfassungsgericht, während die Achtung der Grund-
rechte der Landesverfassungen durch das jeweilige Landesverfassungsgericht ga-
rantiert wird.

Auch im bundesstaatlichen System der Schweiz existieren sowohl auf Bun-
des- als auch auf Kantonsebene Grundrechte, wobei die schweizerische Bundes-
verfassung heute über einen umfassenden Grundrechtskatalog verfügt, während
sich manche Kantone mit einem bloßen Verweis auf die Grundrechte der Bun-
desverfassung begnügen. Wenngleich die Schweiz kein spezialisiertes Verfas-
sungsgericht besitzt, erfüllt das schweizerische Bundesgericht, welches Teil des
gerichtlichen Instanzenzugs ist, in vielerlei Hinsicht die Funktion eines Verfas-
sungsgerichts.13 Es ist zur Überprüfung sämtlicher Rechtsakte der Kantone ein-
schließlich deren formeller Gesetze befugt und übt auch gegenüber den meisten
Rechtsakten des Bundes eine gerichtliche Kontrolle aus.14 Davon ausgenommen
sind nach Art. 190 der Bundesverfassung (BV) lediglich formelle Bundes-
gesetze, da die Vorschrift besagt, dass Bundesgesetze und Völkerrecht für das
Bundesgericht und die anderen rechtsanwendenden Behörden maßgebend sind.
Damit ist die Nichtanwendung oder Nichtigerklärung von Bundesgesetzen
durch das Bundesgericht ausgeschlossen.15 Allerdings statuiert Art. 190 BV
nach der heute vorherrschenden Lehre und der aktuellen Rechtspraxis nur ein
Anwendungsgebot, nicht aber ein Prüfungsverbot.16 Das Bundesgericht darf
und soll daher im Rahmen der konkreten Normenkontrolle auf rechtlich pro-
blematische Bestimmungen in den Bundesgesetzen aufmerksam machen und an
die politischen Behörden appellieren, den verfassungswidrigen Zustand zu be-

13 Vgl. Häfelin/Haller/Keller/Thurnherr, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, Rn. 1929 ff. u.
2086 ff.; Rhinow, Zum Schutz von Freiheit, Demokratie und Föderalismus, Jusletter 14. März
2011; Buser, Kantonales Staatsrecht, Rn. 556.

14 Rhinow, Zum Schutz von Freiheit, Demokratie und Föderalismus, Jusletter 14. März 2011.
15 So etwa BGE 136 I 65, 70 E. 3.2; 138 II 440, 444 E. 4; Hangartner/Looser, in: St. Galler

Kommentar zu Art. 190 BV, Rn. 4 u. 6; ausführlich dazu unten, § 8 I.5. a) aa) aaa) u. § 9 V.1 a).
16 So aus jüngerer Zeit etwa BGE 136 I 65, 70 E. 3.2; 136 II 120, 130 E. 3.5.1; Hangartner/

Looser, in: St. Galler Kommentar zu Art. 190 BV, Rn. 11; Biaggini, Bundesverfassung, Art. 190
Rn. 13; Cavelti/Birri, FS Hangartner, S. 155, 159; Pfister, FS Patry, S. 391, 392; Häfelin/Haller/
Keller/Thurnherr, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, Rn. 2089; Epiney, in: BSK, BV, Art. 190
Rn. 35, die insoweit von einem „Prüfungsgebot“ des Bundesgerichts spricht; ausführlich dazu
unten, § 8 I.5. a) aa) aaa) u. § 9 V.1. a).
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enden,17 was in der Vergangenheit tatsächlich bereits in einigen Entscheiden ge-
schehen ist.18 Indes besitzt der Beschwerdeführer auf einen derartigen Appellent-
scheid keinen Anspruch. Zudem entscheidet das Bundesgericht, das nach dem in
Art. 106 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesgericht (BGG) verankerten Rüge-
prinzip bei der Prüfung von Grundrechtsverletzungen an die vom Beschwerde-
führer vorgebrachten Rügen gebunden ist,19 in der Praxis eher nach Gutdünken,
wann es in eine Prüfung eines Bundesgesetzes eintritt und wann es eine derartige
Rüge zurückweist.20 Nimmt es jedoch eine Prüfung vor und kommt es dabei im
Rahmen eines obiter dictum21 zum Ergebnis, dass das fragliche Bundesgesetz ge-
gen die Bundesverfassung verstößt, führt eine solche Kritik nicht selten dazu,
dass die Bundesversammlung das in Rede stehende Gesetz revidiert.22 Indes gilt
das Anwendungsgebot des Art. 190 BV nicht gegenüber denjenigen völkerrecht-
lichen Normen, die dem Schutz der Menschenrechte dienen, insbesondere nicht
gegenüber den Gewährleistungen der Europäischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) und des in der Schweiz unmittelbar anwendbaren Internationalen Pak-
tes über bürgerliche und politische Rechte (sog. UNO-Pakt II).23 Daraus folgt,
dass die Verletzung von Grundrechten durch ein Bundesgesetz vom Bundesge-
richt überprüft wird und das fragliche Gesetz im Falle einer Verletzung nicht an-
gewandt wird, wenn es sich um (auch) völkerrechtlich verankerte Grundrechte
handelt,24 während eine Nichtanwendung des Bundesgesetzes ausgeschlossen ist,
wenn das Grundrecht ausschließlich in der Bundesverfassung gewährleistet wird.
Im Ergebnis ist es durch den Beitritt der Schweiz zu internationalen Menschen-
rechtsübereinkommen zu einer beschränkten verfassungsgerichtlichen Kontrolle

17 Hangartner/Looser, in: St. Galler Kommentar zu Art. 190 BV, Rn. 11; Tschannen, Staats-
recht der Schweizerischen Eidgenossenschaft, § 11 Rn. 23; Auer/Malinverni/Hottelier, Droit
constitutionnel, Vol. 1, Rn. 1943.

18 Vgl. BGE 105 Ib 165, 168 f. E. 5; 103 Ia 53, 55 E. 1; Häfelin/Haller/Keller/Thurnherr,
Schweizerisches Bundesstaatsrecht, Rn. 2089; Biaggini, Bundesverfassung, Art. 190 Rn. 13; aus-
führlich dazu unten, § 9 V.1. a).

19 Zum Rügeprinzip s. Rhinow/Koller/Kiss/Thurnherr/Brühl-Moser, Öffentliches Prozess-
recht, Rn. 1014 f. u.

20 Vgl. Scherrer, Geschichte und Auslegung des Massgeblichkeitsgebots von Art. 190 BV,
S. 311 f.; für ein Offenlassen der Frage der Verfassungsmäßigkeit eines Bundesgesetzes s. bei-
spielsweise BGE 116 IV 262, 268 E. 3b)cc).

21 Vgl. dazu Scherrer, Geschichte und Auslegung des Massgeblichkeitsgebots von Art. 190
BV, S. 319.

22 Vgl. Haller, in: Aubert et al., Kommentar zur Bundesverfassung der Schweizerischen Eid-
genossenschaft, Bd. 4, Art. 113 Rn. 206; Häfelin/Haller/Keller/Thurnherr, Schweizerisches
Bundesstaatsrecht, Rn. 2089.

23 Vgl. BGE 117 Ib 367, 371 f. E. 2d) f.; 125 II, 417, 424 E. 4c); 128 III 113, 116 E. 3a); offen
gelassen in BGE 128 IV 117, 122 E. 3b); Rhinow, Zum Schutz von Freiheit, Demokratie und Fö-
deralismus, Jusletter 14. März 2011; ausführlich dazu unten, § 8 I.5. a) aa) aaa) u. § 9 V.1. a).

24 BGE 122 II, 234, 239 E. 4e); 119 V 171, E. 4a); 125 II 417, 424 E. 4c); 128 III 113, 116 E. 3a);
128 IV 201, 205 f. E. 1.3; Rhinow/Schefer/Uebersax, Schweizerisches Verfassungsrecht,
Rn. 2863; Häfelin/Haller/Keller/Thurnherr, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, Rn. 2091;
Scherrer, Verfassungsgerichtliche Rechtskontrolle gegenüber schweizerischen Bundesgesetzen,
S. 319 ff.
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der Bundesgesetze gekommen, nachdem die Grundrechte der Bundesverfassung
in großen Teilen mit den EMRK-Gewährleistungen übereinstimmen,25 wobei
freilich nicht übersehen werden darf, dass das Bundesgericht, anders als der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), bei der Überprüfung des
fraglichen Bundesgesetzes am Maßstab der als verletzt gerügten internationalen
Menschenrechtsgarantie teilweise keine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor-
nimmt.26 Andererseits impliziert diese Praxis aber auch eine Zweiteilung des
Grundrechtsschutzes, da die Beachtung von Grundrechten der Bundesverfas-
sung, die, wie etwa der allgemeine Gleichheitssatz oder das Willkürverbot, über
kein Pendant in der EMRK verfügen, gegenüber dem Bundesgesetzgeber nicht
verfassungsrechtlich kontrolliert werden kann,27 es sei denn, das fragliche Grund-
recht ist anderweitig im unmittelbar anwendbaren Völkerrecht, etwa im UNO-
Pakt II oder in der UN-Kinderrechtskonvention28 gewährleistet. Neben dem
Bundesgericht existieren in einigen Kantonen kantonale Verfassungsgerichte, die
in der Regel als Teil des gerichtlichen Instanzenzuges organisiert sind und die u.a.
die Achtung der kantonalen Grundrechte sichern sollen.29

Auch innerhalb der EU findet sich ein zweistufiger Grundrechtsschutz. So
verfügt die Union selbst mit der Grundrechte-Charta über einen eigenen, ge-
schriebenen Grundrechtskatalog, welcher nach Art. 6 Abs. 3 EUV durch die un-
geschriebenen, allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts ergänzt wird. Die Ach-
tung dieser Grundrechte wird durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH)
überwacht, welcher zwar Teil der unionalen Instanzgerichtsbarkeit ist, sich selbst
aber als eine Art „Verfassungsgericht“ der EU betrachtet30 und spätestens seit der
Entscheidung in der Rechtssache Kadi I31 aus dem Jahr 2008 auch als Grund-
rechtsgerichtshof agiert.32 Die Mitgliedstaaten der EU selbst garantieren ebenfalls
den Schutz der Grundrechte, über deren Achtung nach Maßgabe der jeweiligen

25 Rhinow/Schefer/Uebersax, Schweizerisches Verfassungsrecht, Rn. 2863.
26 So etwa BGE 123 II 402, 414 f. E. 5a); BGer, Entsch. v. 07.10.2008 – 6B 225/2008 –, E. 3.1

u. 3.8.2; s. dazu Schürer, ZBl. 2016, 171, 171 ff.
27 Krit. dazu Rhinow, Die neue Bundesverfassung 2000, S. 197; s. dazu auch Wahl, FS Wild-

haber, S. 865, 890 mit Fn. 103.
28 So etwa BGE 124 III 90, 92 E. 3b) in Bezug auf Art. 12 der Kinderrechtskonvention.
29 Ausführlich dazu Buser, Kantonales Staatsrecht, Rn. 512 ff.
30 Report of the Court of Justice on certain aspects of the application of the Treaty on Euro-

pean Union (Luxembourg, 5 May 1995), 1, 2; für den EuGH als Verfassungsgericht auch de Vis-
ser, Human Rights Review 15 (2014), 39, 40; Vesterdorf, International Journal of Constitutional
Law 4 (2006), 607, 607 ff.; Claes/de Witte, The Role of National Constitutional Courts in the
European Legal Space, in: Popelier/Mazmanyan/Vandenbruwaene (Hrsg.), The Role of Consti-
tutional Courts in Multilevel Governance, S. 79, 96; Hinarejos, Judicial Control in the European
Union, S. 1 u. 4 ff.; v. Danwitz, EuGRZ 2013, 253, 253.

31 EuGH, verb. Rs. C- 402/05 P u. C- 415/05 P, Kadi I, Slg. 2008, I-6351, Rn. 285, 304 u.
316.

32 Vgl. Uerpmann-Wittzack, AVR 47 (2009), 142, 142; Claes/de Visser, The Court of Justice
as a Federal Constitutional Court: A Comparative Perspective, in: Cloots/de Baere/Sottiaux
(Hrsg.), Federalism in the European Union, S. 83, 102 ff.
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Verfassung ein Verfassungsgericht bzw. ein oberstes Gericht wacht.33 Eine Beson-
derheit stellt insoweit das Vereinigte Königreich dar, welches über keine geschrie-
bene Verfassung mit einem ausdifferenzierten Grundrechtskatalog verfügt, in
dem aber in Folge des Human Rights Act aus dem Jahr 1998 die Grundrechte,
welche in der EMRK niedergelegt sind, Geltung finden.34

Das Zusammentreffen von föderalen Strukturen und Grundrechtsschutz
bringt ein Spannungsfeld hervor, in dem sich die Grundrechte der Gesamtebene
des föderalen Systems, insbesondere durch ihre Auswirkungen auf die Kompe-
tenzverteilung und das Prozessrecht, als Motor einer fortschreitenden Zentrali-
sierung erweisen können,35 was wiederum die Relevanz der Grundrechte der
Kleineinheiten beeinflussen kann. Schon Alexander Hamilton schrieb deshalb in
den Federalist Papers bezüglich der Aufnahme einer Bill of Rights in die amerika-
nische Verfassung:

„I go further, and affirm that bills of rights, in the sense and to the extent in which they are
contended for, are not only unnecessary in the proposed Constitution, but would even be
dangerous. They would contain various exceptions to powers not granted; and on this very
account, would afford a colorable pretext to claim more than were granted”36.

Gerade vor dem Hintergrund dieser Zentralisierungsproblematik besteht in fö-
deralen Systemen ein erhöhtes Bedürfnis nach einem Ausgleich zwischen Grund-
rechtseinheit und Grundrechtsvielfalt, insbesondere dann, wenn Inhalt und
Reichweite der Grundrechtsgewährleistungen der verschiedenen Ebenen in ei-
nem System sich voneinander unterscheiden. Konkret geht es dabei um die Pro-
blematik, wann welcher Grundrechtskatalog Anwendung findet, welche Ebene
an welchen Grundrechtskatalog gebunden ist und welches Grundrecht im Kon-
fliktfall zur Anwendung kommen soll. Dahinter steht das Bestreben, beim
Grundrechtsschutz in föderalen Systemen einerseits die Rechtseinheit zu wahren,
gleichzeitig aber vor dem Hintergrund von unterschiedlichen Rechtskulturen wie
dem Common Law und dem Civil Law, teilweise großen Unterschieden bei der
Ausgestaltung des gerichtlichen Rechtsschutzes und nicht zuletzt 24 anerkannten
Amtssprachen in der EU auch eine rechtliche, gesellschaftliche und kulturelle

33 Ausführlich dazu Mayer, Verfassungsgerichtsbarkeit, in: v. Bogdandy/Bast (Hrsg.), Euro-
päisches Verfassungsrecht, S. 559, 560 ff.

34 Näher hierzu Lester, Human Rights and the British Constitution, in: Jowell/Oliver
(Hrsg.), The Changing Constitution, S. 70, 79 ff.; Coppel, The Human Rights Act 1998, S. 3 ff.;
Klug, The Human Rights Act: origins and intentions, in: Kang-Riou/Milner/Nayak (Hrsg.),
Confronting the Human Rights Act, S. 31 ff.; O’Cinneide, Human Rights and the UK Consti-
tution, in: Jowell/Dawn/O’Cinneide (Hrsg.), The Changing Constitution, S. 67, 81 ff.; Smets,
Kooperation oder Unterwerfung? Das Parlament, der Supreme Court und der Human Rights
Act 1998, in: Elser et al. (Hrsg.), 53. ATÖR – Das letzte Wort, S. 161, 162 f.

35 Besson, Droits de l’homme et fédéralisme: une introduction thématique, in: Besson/Belser
(Hrsg.), Die Europäische Menschenrechtskonvention und die Kantone, S. 7, 11; Eeckhout,
CMLR 39 (2002), 945, 945; Knook, CMLR 42 (2005), 367, 367 f.; Iglesias Sánchez, CMLR 49
(2012), 1565, 1595; Schütze, Cambridge Yearbook of European Legal Studies, 14 (2011–2012),
337, 360.

36 Hamilton, The Federalist Papers 84 (1788).
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Vielfalt zu ermöglichen und zu einer sinnvollen Aufgabenteilung zwischen den
beteiligten Gerichten zu gelangen.37 Ein derartiger Ausgleich ist gerade vor dem
Hintergrund der gegenwärtigen EU-Skepsis in vielen Mitgliedstaaten, der aktuel-
len Identitätskrise der EU und des für das Jahr 2019 zu erwartenden Austritts des
Vereinigten Königreichs aus der EU, welcher die Folge einer in dem „Brexit“-Re-
ferendum zum Ausdruck gekommenen, zunehmenden Unzufriedenheit in der
Bevölkerung mit dem Fortschreiten der europäischen Integration darstellt,38 von
Bedeutung. Dies alles gilt umso mehr, als mit der EMRK eine weitere Quelle des
Grundrechtsschutzes hinzutritt, deren Rechtwirkungen nicht allein auf gegen-
wärtige Vertragsparteien wie Deutschland oder die Schweiz beschränkt bleiben.
Die EMRK hat vielmehr auch die Grundrechtsentwicklung in der EU entschei-
dend beeinflusst und bildet nach wie vor einen wichtigen Referenzrahmen für die
Auslegung der Grundrechte-Charta. In Zukunft könnten die Wechselwirkungen
zwischen Grundrechte-Charta und EMRK sogar noch zunehmen, falls die EU
trotz des negativen Gutachtens des EuGH39 den in Art. 6 Abs. 2 EUV vorgesehe-
nen Beitritt zur EMRK doch noch irgendwann vollzieht, was im Hinblick auf die
Kohärenz zwischen Grundrechte-Charta und EMRK und eine Vermeidung von
Jurisdiktionskonflikten zwischen EGMR und EuGH erstrebenswert wäre.40

Um Erkenntnisse für die Fortentwicklung des Grundrechtsschutzes in der EU
zu gewinnen, soll in der vorliegenden Arbeit analysiert werden, wie der Konflikt
zwischen Grundrechtseinheit und Grundrechtsvielfalt in föderalen Strukturen
normativ und prozedural aufgelöst werden kann. Zu diesem Zweck sollen die
Systeme Deutschlands, der Schweiz und der EU rechtsvergleichend untersucht
werden, wobei gerade auch die jeweilige historische Entwicklung sowie die Rolle
der EMRK für den Grundrechtsschutz mit zu berücksichtigen sind. Sowohl in
Bezug auf die jeweiligen historischen Vorläufersysteme als auch für die geltenden
Systeme soll zunächst aufgezeigt werden, in welcher Form Grundrechte in dem
jeweiligen System gewährleistet werden, mit welchen normativen Instrumenten
die Kohärenz des Grundrechtsschutzes gesichert werden soll und mit welchen
Instrumenten Grundrechtskonflikte vermieden werden sollen, wobei besonderes
Augenmerk den materiellen Kollisions- und Konfliktlösungsregeln sowie den
prozessualen Konfliktlösungsmechanismen gilt. Gleichzeitig muss herausgear-
beitet werden, ob und inwieweit der jeweils dem Vorrang einer anderen Ebene

37 Zu dieser Herausforderung s. etwa Canor, European Public Law 8 (2002), 135, 166; Bos-
suyt/Verrijdt, EuConst 7 (2011), 355, 385 f.; Klatt, Die praktische Konkordanz von Kompeten-
zen, S. 389.

38 Näher dazu Cullen, EuZW 2016, 401, 402; Craig, ELRev 41 (2016), 447, 448 ff.; Arnull,
ELRev 41 (2016), 473, 473; Vasilopoulou, The Political Quarterly 87 (2016), 219, 219 f.; Good-
win/Heath, The Political Quarterly 87 (2016), 323, 324 ff.; Wellings/Vines, Parliamentary Af-
fairs 69 (2016), 309, 310 ff.; zur Euroskepsis im Vereinigten Königreich auch schon Oliver, In-
ternational Affairs 91 (2015), 77, 83 ff.

39 EuGH, Gutachten 2/13, EMRK, digit. Slg.
40 Vgl. Terhechte, Autonomie und Kohärenz – Die Eigenständigkeit der Unionsgrundrechte

im Zuge des EMRK-Beitritts der Europäischen Union, in: Iliopoulos-Strangas/Pereira da Silva/
Potacs (Hrsg.), Der Beitritt der Europäischen Union zur EMRK, S. 23, 39 ff.
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unterworfenen Ebene Raum für die Bewahrung eigener Grundrechtstraditionen
sowie für die Entwicklung und Gestaltung eines eigenständigen Grundrechts-
schutzes verbleibt. Dabei sollen die Entwicklungen in Deutschland und der
Schweiz daraufhin untersucht werden, ob sich diesbezüglich Parallelen zum Ver-
hältnis der EU zu den Mitgliedstaaten, so wie es sich über die vergangenen Jahre
und Jahrzehnte entwickelt hat, ausmachen lassen und welche Lehren daraus gege-
benenfalls für das Verhältnis der EU zu den Mitgliedstaaten gezogen werden
können. Auf dieser Grundlage schließlich sollen sowohl solche rechtliche Instru-
mente und Mechanismen identifiziert werden, die zu einer Unitarisierung des
Grundrechtsschutzes führen, als auch jene, die eine Vielfalt des Grundrechts-
schutzes gewährleisten. Dabei sind auch prozessuale Erwägungen mit einzube-
ziehen, da der Grundrechtsschutz nicht allein durch Rechtsnormen, sondern ge-
rade erst durch die beteiligten Gerichte realisiert wird. Freilich stellt der Umgang
der Gerichte mit Normen unterschiedlicher Rechtsordnungen seinerseits eine
Reaktion auf das materiell-rechtliche Verhältnis der Rechtsnormen zueinander
dar, weshalb materiell-rechtliche und prozessuale Fragen zwar viele Berührungs-
punkte aufweisen, aber rein rechtstheoretisch trotzdem voneinander zu trennen
sind,41 so dass für die Entwicklung eines kohärenten Modells des Grundrechts-
schutzes für die EU stets beide Anknüpfungspunkte zu berücksichtigen sind.

Nicht schwerpunktmäßig in die Analyse einbezogen werden sollen hingegen
die politischen Beteiligungsmöglichkeiten der einzelnen Ebenen, etwa im Rah-
men der Parlamente oder bei der Besetzung der Gerichte, sowie ihre Auswirkun-
gen auf den Grundrechtsschutz, da es sich insoweit allenfalls um mittelbare Be-
einflussungen handelt, die in einer empirisch angelegten Untersuchung auszuma-
chen wären – eine Aufgabe, die die vorliegende Untersuchung nicht erfüllen
kann. Entsprechendes gilt für die Herausarbeitung etwaiger Erkenntnisse, die die
föderalen Systeme Deutschlands und der Schweiz für die Weiterentwicklung ih-
res Grundrechtsschutzes auf Grundlage der Erfahrungen der EU ziehen könn-
ten. Auch dies liegt außerhalb der Fragestellung der vorliegenden Arbeit.

II. Die föderalen Systeme Deutschlands, der Schweiz und der EU 
als Referenzpunkte des Rechtsvergleichs

1. Kategorisierung föderaler Systeme

Nach der klassischen Staatslehre des ausgehenden 19. und des frühen 20. Jahr-
hunderts lassen sich alle föderalen Gebilde in zwei Grundtypen einteilen: in Staa-
tenbund und Bundesstaat.42 Das differenzierende Kriterium soll dabei die Souve-

41 Vgl. Burchardt, Die Rangfrage im europäischen Normenverbund, S. 8 f.; Besson, How in-
ternational is the European legal order?, NoFo 2008, 50, 52; Büdenbender, Das Verhältnis des
Europäischen Gerichtshofs zum Bundesverfassungsgericht, S. 29 f.

42 Grundlegend dazu s. Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, S. 172 ff., 253 ff.;
Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 56 ff.; Haenel, Studien zum Deut-
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ränität sein.43 Ein Staatenbund44 beruht auf einem völkerrechtlichen Vertrag und
seine Mitgliedstaaten bleiben ihrerseits souverän. Als zentrale Bundesinstitution
fungiert die Versammlung der Vertreter der Mitgliedstaaten, wobei die Kompe-
tenzen des Bundes sich vor allem auf die Gebiete der Außen- und Verteidigungs-
politik erstrecken. Den Mitgliedstaaten steht das Recht auf Austritt aus dem Staa-
tenbund zu. Ein weiteres Kennzeichen des Staatenbundes ist, dass jener als sol-
cher selbst nicht in Rechtsbeziehungen zu den Einwohnern der Mitgliedstaaten
tritt, sondern derartige Beziehungen nur zu den Mitgliedstaaten unterhält.45

Beim Bundesstaat46 hingegen handelt es sich um ein selbstständiges Rechtssub-
jekt, wobei die Souveränität nach heutigem Verständnis beim Bund und nicht
mehr bei den Gliedstaaten liegt.47 Seine Kompetenzen leitet der Bundesstaat aus
einer eigenen Verfassung und nicht mehr von den Gliedstaaten her. Die Glied-
staaten ihrerseits verfügen über kein Austrittsrecht aus dem Bundesstaat. Dane-
ben können die Einwohner der Gliedstaaten durch Rechtsakte des Bundes un-
mittelbar verpflichtet werden, ohne dass es einer Transformation durch die
Gliedstaaten bedürfte. Schließlich existiert eine oberste Gerichtsbarkeit bzw. eine
Verfassungsgerichtsbarkeit, die über Streitigkeiten zwischen den Gliedstaaten so-
wie zwischen dem Bund und den Gliedstaaten letztverbindlich entscheidet.48

Die Begriffe des Staatenbundes und des Bundesstaates im Sinne der allgemei-
nen Staatslehre stellen jedoch Idealtypen dar, die losgelöst von der Verfassungs-
wirklichkeit zu verstehen sind. Sie dienen der typologischen Einordnung real
existierender föderaler Systeme, die anhand eines Rasters einem der beiden
Grundtypen zugeordnet werden sollen.49 Gerade in der deutschen staatsrechtli-

43schen Staatsrecht, Bd. 1, S. 39 ff.; Le Fur, État Fédéral et Confédérations d’États, S. 717 ff.; später
dazu s. auch Scheuner, Staatstheorie und Staatsrecht, S. 415 f.; Dreyer, Föderalismus als ord-
nungspolitisches und normatives Prinzip, S. 590 ff.; zu dieser Unterscheidung s. auch Schönber-
ger, AöR 129 (2004), 81, 88; für eine Beschränkung des Föderalismusbegriffs auf den Staaten-
bund jedoch Wittmayer, Die Weimarer Reichsverfassung, S. 148; Triepel, Unitarismus und Fö-
deralismus, S. 11, der als „föderalistisch“ oder „föderativ“ solche Einrichtungen bezeichnet, die
dem Staatenbund entsprechen.

43 Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, Art. 1
EUV, Rn. 59; Le Fur, État Fédéral et Confédérations d’États, S. 717.

44 Ausführlich dazu Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, S. 172 ff.; Laband,
Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 39 ff.; Grzeszick, in: MD, Art. 20 (Bundesstaat)
Rn. 32.

45 Grzeszick, in: MD, Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 32; Nawiasky, Der Bundesstaat als Rechtsbe-
griff, S. 35.

46 Ausführlich dazu Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, S. 253 ff.; Laband,
Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 70 ff.; Stern, FS Huber, S. 319, 329 ff.; Grze-
szick, in: MD, Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 33.

47 Grundlegend dazu Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 70 ff.; Jelli-
nek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, S. 41 ff.; a.A. noch Waitz, Das Wesen des Bundes-
staats, Allgemeine Monatsschrift für Wissenschaft und Literatur 4 (1853), 494, 507; Nawiasky,
VVDStRL 12 (1954), Aussprache, 235, 236 sowie de Tocqueville, De la démocatie en Amérique,
Bd. 1, S. 165, die von einer Aufteilung der Souveränität im Bundesstaat ausgehen.

48 Kelsen, VVDStRL 5 (1929), 30, 81; Löwer, HdStR III, § 70 Rn. 28 f.
49 Isensee, HdStR VI, § 126 Rn. 4; krit. zur Aufrechterhaltung dieser Dichotomie Schönber-

ger, AöR 129 (2004), 81, 91 ff.
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chen Literatur wird der Begriff des Föderalismus indessen nicht selten mit dem
des Bundesstaates gleich gesetzt.50 Auch das Bundesverfassungsgericht neigt
dazu, beide Begriffe zwar nicht gleichzusetzen, aber doch als Synonyme zu ver-
wenden.51 Eine solche Gleichsetzung ist allerdings wenig überzeugend, da Föde-
ralismus als Gegenstück zum Unitarismus in vielerlei Gestalten auftreten kann52

und keineswegs nur auf den klassischen Bundesstaat beschränkt ist.
Gegen die von der klassischen Staatslehre vorgenommene, strikte Einteilung

föderaler Systeme in Bundesstaaten und Staatenbunde bestehen Bedenken, da
auch jenseits des klassischen Bundesstaates oder Staatenbundes Systeme existie-
ren können, welche als mehrstufige, aus Gliedern und einem Gesamtsystem be-
stehende Systeme Merkmale des Föderalismus aufweisen. Zudem ist die Existenz
von Misch- und Übergangsformen zwischen Staatenbund und Bundesstaat denk-
bar. So handelte es sich etwa beim Deutschen Reich von 1871 trotz seiner weit
verbreiteten Interpretation als klassischen Bundesstaat53 in Wahrheit um einen
Bundesstaat mit bündischem Charakter, was sich an der Ausgestaltung der Fi-
nanzverfassung und der Abhängigkeit des Reiches von den Matrikularbeiträgen
der Länder54 sowie nicht zuletzt an der zumindest formal schwachen Stellung der
Bundesexekutive ablesen lässt.55 Ähnliches gilt für das System der USA zwischen
1789 und dem Beginn des Bürgerkrieges, welches sich bei objektiver Betrachtung

50 Näher zu dieser Problematik Šarčević, Das Bundesstaatsprinzip, Das Bundesstaatsprinzip,
S. 16 ff.; Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 20 Abs. 1 Rn. 25; die Gleichset-
zung bleibt dabei nicht auf die deutsche Literatur beschränkt, s. z.B. McKay, Designing Europe,
S. 8, der wohl ebenfalls von der Deckungsgleichheit der beiden Begriffe ausgeht; ähnlich auch
Riker, Federalism, in: Greenstein/Polsby (Hrsg.), Handbook of Political Science, Bd. 5: Go-
vernmental Institutions and Processes, S. 93, 101 f.

51 So etwa BVerfGE 4, 178, 189; 22, 254, 270; 41, 88, 118 ff.; Šarčević, Das Bundesstaatsprin-
zip, S. 11 ff.

52 So auch Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 20 Abs. 1 Rn. 24; Weiler,
Federalism Without Constitutionalism, in: Nicolaidis/Howse (Hrsg.), The Federal Vision, S. 54,
54; Elazar, Options, Problems and Possibilities in Light of the Current Situation, in: Elazar
(Hrsg.), Self Rule/Shared Rule, S. 1, 3 f.

53 Vgl. Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 72 f.; Jellinek, Die Lehre
von den Staatenverbindungen, S. 270 ff.; Bornhak, Grundriß des Deutschen Staatsrechts,
S. 112 ff.; Anschütz, in: Anschütz/Thoma (Hrsg.), Handbuch des Deutschen Staatsrechts,
S. 295 f.; Wenzel, Zur Lehre der vertragsmässigen Elemente der Reichsverfassung, S. 21 ff.; Fin-
ger, Das Staatsrecht des Deutschen Reichs, S. 17 ff.

54 Näher dazu Oeter, Integration und Subsidiarität im deutschen Bundesstaatsrecht, S. 43;
ders., Föderalismus und Demokratie, in: v. Bogdandy/Bast (Hrsg.), Europäisches Verfassungs-
recht, S. 73, 84; Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 3, S. 946 ff.; Böhmer, Die Europäi-
sche Union im Lichte der Reichsverfassung von 1871, S. 85 ff. u. 204; s. auch Bock, Das Staats-
recht des Deutschen Reiches, S. 66, der eine Einordnung des Deutschen Reiches als Bundesstaat
oder Staatenbund ablehnt.

55 S. dazu Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 3, S. 849; Kristoferitsch, Vom Staaten-
bund zum Bundesstaat?, S. 191 ff.; Schönberger, AöR 129 (2004), 81, 88 ff.; Oeter, Integration
und Subsidiarität im deutschen Bundesstaatsrecht, S. 30 ff.; symptomatisch für die das Vorhan-
densein von Elementen eines Staatenbundes ist die Einordnung des Deutschen Reiches als Staa-
tenbund durch von Seydel, vgl. v. Seydel, Vorträge aus dem Allgemeinen Staatsrecht, S. 70; aus-
führlich dazu unten, § 3 II.1.
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844
Nordrhein-Westfalen   254, 258 f., 313, 315 f.
Normkollision   72, 85, 128 ff., 134, 145, 150, 

179, 221 f., 231, 270, 281, 286 ff., 290, 292, 
305, 387, 389, 492 f., 581, 660, 672, 846, 
882, 969

Normenkontrolle   3, 47, 115, 142 f., 163, 
183 ff., 187 f., 203, 235, 246, 308 ff., 315 f., 
318, 320, 335, 393, 424, 442, 469, 528, 530, 
540 ff., 562, 586, 597 ff., 600, 660, 669 ff., 
674, 738, 890

– abstrakte   142 f., 235, 308 ff., 315, 318, 320, 
335, 393, 424, 469, 528, 530, 540 f., 586, 
597 f., 669 f., 674

– konkrete   3, 47, 142 f., 308 ff., 315 f., 
320 f., 335, 393, 469, 541 f., 597 ff., 600, 
660, 669 ff., 674, 738, 890

Normkonkurrenzen   128 ff., 150, 493
N.S. u.a.-Urteil (EuGH)   695 f., 723, 915
Numerus clausus-Urteil (BVerfG)   369, 375

Obwalden   400, 410 ff., 448 f., 451 f., 454, 
507, 514, 546

öffentliche Ordnung   404, 479, 490, 509, 664, 
942, 946, 960 f.

öffentliches Kollisionsrecht   875 ff., 882, 
973

Österreich   99, 627 ff., 657, 661, 666, 669 f., 
687, 718, 722, 725, 727, 730 ff., 742 f., 746, 
844, 855 f., 872, 890 f., 893 f., 962, 987

Österreichischer Rundfunk-Urteil (EuGH)   
646, 943, 945

Olshausen, Henning von   272 f., 292, 299, 
329

Omega-Urteil (EuGH)   652, 663 ff., 668, 
722, 745, 855, 934, 941, 947, 957 f.

OMT-Beschluss (BVerfG)   104 f., 734 f.
OMT-Urteil (BVerfG)   106, 970

Paoletti-Urteil (EuGH)   712 ff.
Pernice, Ingolf   60, 84
Pfleger-Urteil (EuGH)   709, 714, 809 
Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit, s. Loya-

litätsprinzip
PKK-Urteil (Schweizer Bundesgericht)   

531 f., 589 f., 780
Plaumann-Formel   144, 658, 720
Pluralismus, s. Rechtspluralismus
Polen   113 ff., 116, 123 f., 628 f., 637, 640, 

657, 669, 679, 685, 735, 874, 895
Preußen   154, 160, 165 f., 177, 180, 186, 

189 f., 197, 208, 218 f., 245
primacía (span. Verfassungsgerichtshof)   

108 f.
Pringle-Urteil (EuGH)   696 f.
prior involvement, s. Vorabbefassungsverfah-

ren
Promusicae-Urteil (EuGH)   653, 667
Prüfungsdichte   147, 469, 473, 487, 500 f., 

529 f., 556, 586 f., 607, 610, 660, 666, 674 f., 
688, 721 ff., 727, 745, 757 ff., 773, 825 ff., 
831 f., 853 ff., 868, 897, 917 ff., 938 ff., 975, 
983 ff., 989

Prüfungsvorbehalte nationaler Gerichte (s. 
auch Identitätskontrolle u. ultra vires-
Kontrolle)   97 ff.

Rechtsanwendung   93 f., 99, 11, 131, 137, 
172, 288, 295 ff., 300 ff., 322, 324, 327, 331, 
333, 341, 436, 474 f., 481, 487, 527, 529, 
538, 639 ff., 849, 981 ff.

– Begriff   296 f.
– durch die Landesstaatsgewalt   297, 300 ff.
Rechtserkenntnisquelle   621, 773, 783, 805 f., 

809 ff., 830 f., 834
Rechtsgrundsätze, s. allgemeine Rechts-

grundsätze
Rechtspluralismus   60 f., 93 ff., 115, 121, 124, 

150, 315, 782, 847, 877 f., 954, 978
Rechtsvergleichung  93 ff., 838 ff.
Regenerationszeit   408 f., 428, 430, 434
Reichsaufsicht   164, 166, 206
Reichsexekution   164, 206
Reichsgericht (1871–1918)   159 f., 172, 

181 ff., 185, 188, 190 f.
Reichsgericht (1919–1933)   200, 203 f., 211, 

213 f., 223, 225 ff., 231 f., 235 ff., 239, 
242 ff., 246 ff.

Reservatrechte   160 f., 208, 246
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Rheinland-Pfalz   253, 255, 257, 269, 313, 
315 ff., 324 f., 348 ff., 376, 378, 387, 853

Roquette Frères-Urteil (EuGH)   667, 803
Runeviè-Vardyn und Wardyn-Urteil 

(EuGH)   723

Saarland   253, 257 f., 315 f., 324, 345 ff., 371, 
375, 380

Sachsen   161, 178, 190, 254 f., 265, 314, 316, 
318, 360 ff., 371

Sachsen-Anhalt   254 f., 314, 316, 380
Sauer, Heiko   966 f.
Schaffhausen (Kanton)   27, 410 f., 451 ff., 

471, 546, 563, 571 f., 577
Schleswig-Holstein   148, 254 f., 258 f., 264, 

267 f., 310, 313, 315 f.
Schmidberger-Urteil (EuGH)   648, 652, 

663 f., 941, 946 f.
Schmitt, Carl   61, 216
Schubert-Praxis   531 f., 589 f., 780 f., 833, 

988
Schwyz (Kanton)   400, 410, 412, 447 f., 

452 ff., 509, 542, 546, 563, 572, 600, 606
Sharpston, Eleanor   699, 702, 944, 963 
Sicherungsverwahrung-Urteil (BVerfG)   

771 ff., 777, 815, 830, 833 f.
Simmenthal II-Urteil (EuGH)   118 f.
Siragusa-Urteil (EuGH)   706 ff., 710 f., 

713 f., 718, 726, 742
Sky Österreich-Urteil (EuGH)   688
Slaughter, Anne-Marie   85
Smend, Rudolf  222
Solange-Rechtsprechung (BVerfG)   100 f., 

106 f., 110, 114, 122 f., 141 f., 147, 150, 317, 
382, 639, 641, 653 f., 654, 670 f., 715, 764 f., 
850, 854, 878, 889 f., 964 ff., 972

Solothurn (Kanton)   411, 447 ff., 451, 454, 
472, 475, 484, 507 f., 515 f., 518, 536 f., 546, 
599

Souveränität   9, 13 f., 25 f., 33, 49, 51, 59, 
61 ff., 90, 98, 108, 110 ff., 114, 117 ff., 
154 f., 400, 403, 657, 770 f., 826, 867 f., 931, 
936, 977

– im Bund   61 ff.
soziale Grundrechte   169, 213, 216, 220, 253, 

256 f., 259 f., 264, 268, 277, 284, 291, 386 f., 
413, 455, 519 f., 555, 574, 622, 629, 672, 
682, 750, 812, 842, 844 f., 927

Spanien   107 ff., 628 f., 669, 735, 739, 742, 
906

Spielraumtheorie   348, 352 ff., 
Staatenbeschwerde (EGMR)   81, 751, 821 f., 

832

Staatenbund   8 ff., 26, 59 ff., 78, 82, 155 f., 
158, 195, 398 ff., 403, 428, 977

Staatlichkeit, souveräne, s. Souveränität
staatsrechtliche Beschwerde   414, 442, 459, 

461 f., 464 ff., 472, 476, 478, 487, 494 f., 
497, 518, 527 f., 535, 537 ff., 585 f., 588, 
610, 780, 982 f.

Stauder-Urteil (EuGH)   620, 623, 630, 642, 
744

St. Gallen (Kanton)   408 f., 411, 422, 427, 
432, 448 f., 451 ff., 470 f., 509, 546, 563, 
571 f., 577, 600, 606, 921

Stufenbau der Rechtsordnung (s. auch Hier-
archie)   276

subsidiäre Verfassungsbeschwerde, s. Verfas-
sungsbeschwerde (Schweiz)

Subsidiaritätsklauseln   323 ff., 337, 394, 853
Subsidiaritätsprinzip   33 f., 43 f., 560, 859 ff., 

867 ff.
– Deutschland   18, 23, 
– EU   53, 618, 693, 840, 859 ff., 867 ff., 880, 

934, 972
– Justiziabilität   33 f., 43 f., 860 f.
– Schweiz   27, 33 f., 43 f., 560
supremacía (span. Verfassungsgerichtshof)   

108 f.
Systemtheorie   76, 78

Tessin   27, 400, 410, 443, 449, 451 f., 454, 485, 
499, 508 f., 520, 546, 553 f., 564, 566, 569, 
600 f., 

Texdata-Urteil (EuGH)   705 f.
Thoburn-Entscheidung (High Court)   

111 f.
Thoma, Richard   194, 213 f.
Thüringen   254 f., 314 ff., 357 f., 371
Thurgau   408 f., 411, 447, 453 ff., 472, 479, 

507, 509, 517, 546, 793 ff.
Torralbo-Urteil (EuGH)   707
Tschechische Republik   109 ff., 122, 628 f., 

640, 657, 669, 679, 685,821
Turnhout-Urteil (EuGH)   708

Übertragung von Hoheitsrechten   62, 99 f., 
102, 108, 117 f., 201, 249, 639, 755

ultra vires-Kontrolle   96, 102 ff., 109 ff., 114, 
116, 119, 122 f., 131, 150, 652, 670, 673 f., 
715, 718 f., 746, 854 f., 859, 865, 872, 876, 
970 ff., 975, 978, 986, 989

Ungarn   123, 628 f., 637, 640, 669, 917, 935, 
966 

Unionsbürgerschaft   58, 618, 622, 649 ff., 
696, 702, 704, 745, 916

unitarischer Bundesstaat   19, 24, 195
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Unitarisierung
– Deutsches Reich   162, 166, 173 f., 192, 841, 

978
– Grundgesetz   8, 266 ff., 310, 365, 368 f., 

387 f., 391, 395, 842, 979 ff.
– EU   58, 695, 719, 739, 850, 854 f., 871 f., 

887, 889, 893 ff., 911, 914 ff., 971, 974, 988
– föderale Systeme   8, 70, 73 f., 839 f., 851, 

854, 857, 871, 915, 974
– Schweizer Bundesverfassung von 1848   

403
– Schweizer Bundesverfassung von 1874   

450, 501, 982, 984
– Schweizer Bundesverfassung von 1999   

37 f., 44 f., 51, 563, 843, 854, 985
– Weimarer Republik   196, 198, 200, 207 f., 

219, 221, 247, 979
UNO-Pakt II   4, 505 ff.
Uri (Kanton)   400, 410 ff., 418, 421, 425, 443, 

447 ff., 454, 507, 514, 545

Van Gend & Loos-Urteil (EuGH)   57
Verfassungsautonomie   829, 873
– Länder   15, 164, 170, 173, 194, 204 f., 216, 

270 f., 279, 282, 287, 290, 292, 302, 319, 
332, 334, 388

– Kantone   28 f., 48, 564
Verfassungsbeschwerde 
– Bundesverfassungsgericht   101, 106, 114, 

143 f., 308 ff., 393, 669, 737 f., 769 f., 832, 
890, 895

– Deutsches Reich   182 f., 187 ff., 192, 391 f.
– EU   659, 669, 674, 720, 911
– Landesverfassungsgerichte   16, 282, 284, 

313, 315 ff., 323 ff., 328 ff., 343, 345 f., 
348 ff., 355 ff., 363 ff., 368, 374, 380, 383, 
385 ff., 394, 852 f., 980

– Schweiz   143, 429, 585, 588, 607, 780, 799, 
833, 988

– Weimarer Republik   203, 225, 230 f., 
233 f., 239 ff., 244 ff., 248, 392, 852

Verfassungsgerichte, mitgliedstaatliche
– Deutschland (s. auch Bundesverfassungs-

gericht)   99 ff., 714 ff.
– Frankreich   115 ff., 123, 656 f., 661, 726, 

739, 753
– Litauen   115 f., 639 ff., 735, 874
– Niederlande   97 f., 901
– Österreich   99, 661, 670, 718, 725, 727, 

730 ff., 742 f., 746, 856, 890 f., 893, 987
– Polen   113 ff. 123, 637, 657, 669, 735, 874
– Spanien   107 ff., 122, 640, 661, 669, 689, 

733 ff., 739

– Tschechische Republik   109 ff., 640, 657, 
821

– Vereinigtes Königreich   111 ff., 716 ff.
Verfassungsgerichtsbarkeit
– Deutschland, s. Bundesverfassungsgericht 

u. Landesverfassungsgerichte
– diffuse   611, 674, 740
– spezialisierte   3, 29, 45 f., 67, 73, 145, 436, 

463, 487, 540, 545, 557 ff., 596 f., 606, 608, 
610, 669 f., 738 ff., 743, 746, 799, 839 f., 
853 f., 893 ff., 901, 911, 982

– Schweiz   416 f., 423, 433, 435 f., 442, 463, 
467, 482, 487 f., 498, 506, 509, 531, 538 ff., 
542 ff., 553, 556 ff., 562, 589, 596 ff., 606, 
608, 610 f.

Verfassungsidentität, nationale   103, 105, 
107, 114, 123, 641, 662, 670, 826, 876, 
881 f., 892, 917, 929, 931 f., 934 ff.

verfassungsmäßige Rechte   143, 402, 405, 
407, 410, 421, 424 f., 466, 489, 506, 525, 
538, 585, 597, 780, 799

Verfassungsüberlieferungen, gemeinsame   
66, 68, 123, 138, 620, 622, 625, 627, 637, 
642, 671, 678, 684, 687, 744, 802, 831, 
844 f., 870, 985

Verfassungsverbund   60, 63, 96
Verhältnismäßigkeitsprinzip   215, 371
– Bundesgericht (Schweiz)   5, 469, 472, 549, 

558, 587, 595, 920 f., 923, 952
– Bundesverfassung (Schweiz)  , 43 f., 863
– EGMR   757, 771 f., 810, 923
– EU   53, 55, 632, 668, 676, 840, 859 ff., 868, 

870, 972
– EuGH   645, 664, 666, 688, 706, 721 ff., 

810, 864 f., 868 f., 939 ff., 947 ff., 957 ff.
– Grundgesetz   20, 863, 868
Verwaltungsgerichtsbarkeit   46 ff., 160, 180, 

186 f., 189 f., 192, 200, 211, 228 ff., 233, 
235, 238 f., 245, 248, 311 f., 336, 392, 423, 
429, 435, 445, 464, 469, 477, 480 ff., 487, 
494, 498, 500, 504 f., 509, 527 f., 545 ff., 
562, 585 f., 595 f., 741 f., 775 f., 790 f., 793, 
796 f., 799, 839, 979

Vollmachtenbeschluss   445, 488 f. 501 f.
Vorabbefassungsverfahren   819 ff., 827
Vorabentscheidungsverfahren   58, 105, 143, 

146, 636, 655, 659 ff., 671, 674, 699, 720, 
723, 726, 728, 730, 732 ff., 746, 753, 801, 
819, 821 f., 854, 888 ff., 973 f., 987

Vorlagepflicht   265, 320 ff., 333, 340, 660 f., 
737 f., 753, 820, 853, 902 ff.

Vorlageverfahren zum BVerfG   145 f., 265 f., 
309, 320 ff., 326, 332 f., 344, 355, 360 ff., 
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364, 386, 389, 394, 669, 737 ff., 853, 900 ff., 
908 f., 980

Vorlageverfahren zum EGMR   751 ff., 801, 
822, 828, 856, 909

Vorrang, s. Anwendungsvorrang, Geltungs-
vorrang, Kollisionsregeln

Wachauf-Urteil (EuGH)   644, 694 ff., 701, 
703, 724

Waadt   27, 411 ff., 420, 449, 452 ff., 490, 546, 
563, 571, 573 ff., 590 f., 597, 797 f., 600 f., 
604 ff., 834, 

Walker, Neil   94
Wallis   400, 410, 412 f., 420, 443, 449, 453 ff., 

479 ff., 508 f., 524, 546, 591
WebMindLicenses-Urteil (EuGH)   712, 714, 

809 f., 962 f.
Weiler, Joseph H.H. 63
Weimarer Republik 
– als Bundesstaat   193 ff.
– Entstehungsgeschichte   193
– Finanzverfassung   207 f.
– Grundrechte   209 ff., 233 ff.
– Grundrechtsbindung und Prüfungsmaß-

stab   227 ff.
– Homogenitätsklausel   204 f.
– Judikative   199 f.
– Kollisionsvermeidungsmechanismen   

221 ff.
– Kompetenz-Kompetenz des Reiches   

201 f.

– Kompetenzverteilung   195, 208 f.
– Landesverfassungen   216 ff.
– prozessuale Absicherung des Grund-

rechtsschutzes   233 ff.
– Reichsrat   197 f.
– Reichsaufsicht, Reichsexekution   206 f.
– Reichstreue   206 f.
– Unitarisierungstendenzen   208 f.
– Verwaltung   198 f., 207
– Vorrang des Reichsrechts   202 ff.
Widerspruchsfreiheit des staatlichen Han-

delns   65, 287, 930 ff.
Willkürprüfung (s. auch Kognition)   852, 

950 ff. 
– Bundesgericht (Schweiz)   468, 474 f., 

496 f., 501, 529, 532, 586, 780, 854, 919, 
923, 950 ff., 

– EGMR   952
– EuGH   950, 958, 962, 971, 975, 989
– Landesverfassungsgerichte   341 f., 347
Wittreck, Fabian   270, 304

Ymeraga-Urteil (EuGH)   703 f., 706, 708, 
710 f., 714, 718

Zürich (Kanton)   408 ff., 421, 424, 428 f., 
446, 451, 453 f., 482 f., 485, 493, 497 ff., 
505, 509, 523, 538, 542, 545 f., 563, 571 f., 
578, 596, 600, 604

Zug (Kanton)   400, 447 ff., 453 f., 508 f., 546
Zusammenfassung   977
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